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Nach der Neckarkanalisierung (Herstellung einer Großschifffahrtsstraße), die in verschiedenen 
Abschnitten im 20. Jahrhundert durchgeführt wurde und der daran anschließenden Vertiefung der 
Fahrrinne des Neckars von 2,50 m auf 2,80 m unter Normalstau, die im Jahr 2000 mit der Freigabe 
dieser Fahrrinnentiefe bis Plochingen endete, stellt die Verlängerung der Neckarschleusen für das 
135 m–Schiff die dritte übergreifende Planung dar, die das Ziel der Verbesserung der Verhältnisse 
für die Schifffahrt auf dem Neckar hat. Zurzeit ist nach § 10.02 Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung 
(BinSchStrO) das Befahren des Neckars oberhalb von km 3,00 bis zum Hafen Plochingen für 
Fahrzeuge und Verbände mit einer maximalen Länge von 105,00 m und einer Breite von 11,45 m 
schifffahrtspolizeilich erlaubt. Durch die nunmehr geplanten Maßnahmen soll eine Befahrbarkeit 
des Neckars für Fahrzeuge und Verbände mit einer maximalen Länge von 135,00 m bei gleich-
bleibender Breite möglich werden. 
 
Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde wird bei den geplanten Maßnahmen zunächst geprüft, ob 
es sich um eine wesentliche Umgestaltung der Bundeswasserstraße handelt und damit um einen 
Ausbau nach den Vorschriften der §§ 12, 14 Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG). Ausbaumaß-
nahmen an Bundeswasserstraßen bedürfen grundsätzlich einer Planfeststellung. Statt der Durch-
führung eines Planfeststellungsverfahrens kommt nach Maßgabe der §§ 74 Abs. 6  Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG), 14b WaStrG ein Plangenehmigungsverfahren in Betracht. Zum jetzigen 
Zeitpunkt sind mehrere Verfahren in verschiedenen Stadien bei der Planfeststellungsbehörde an-
hängig. In diesen Verfahren ist das Amt für Neckarausbau Heidelberg (ANH) Träger des Vorha-
bens, Planfeststellungsbehörde ist die Wasser- und Schifffahrtsdirektion (WSD) Südwest. 
 
Gegenstand der laufenden Verfahren sind neben der jeweiligen Verlängerung einer Schleusen-
kammer je nach Örtlichkeit der Ausbau von Schleusenvorhäfen, der Bau von Wendestellen und 
von Liegestellen, die Sicherung von Seitenkanälen und die Durchführung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen, die nach § 15 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erforderlich werden. 
 
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Verfahren: 
 
Für den Umbau der Schleuse Feudenheim, der u.a. den Umbau der linken Schleusenkammer mit 
einer damit verbundenen Verlängerung umfasst sowie die Verfüllung der mittleren Schleusen-
kammer, erließ die WSD Südwest am 10.  August 2010 eine Plangenehmigung. 
 
Für den Ausbau der Liegestelle Feudenheim in Spundwandbauweise wurde am 9. Dezember 2008 
ein Scopingtermin nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durch-
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geführt. Die vorgestellte Planung wurde durch den Träger des Vorhabens grundlegend reduziert. 
Die nunmehr vorgesehene Maßnahme stellt keinen Ausbau nach §§ 12, 14 WaStrG dar, das Plan-
feststellungsverfahren wird daher eingestellt. 
 
Für die Verlängerung der Schleuse Kochendorf (rechte Kammer), die Sicherung des Seitenkanals 
Kochendorf und die Errichtung einer Fischaufstiegsanlage am linken Kanalufer (Kraftwerk Ko-
chendorf) wurde ein Scopingverfahren nach § 5 UVPG durchgeführt. Die Unterrichtung über die 
voraussichtlich beizubringenden Unterlagen erfolgte mit Schreiben der WSD Südwest vom 
18. September 2008. Die Einleitung des Anhörungsverfahrens ist in der ersten Jahreshälfte 2012 
vorgesehen. 
 
 
Bild 2:  Seitenkanal Kochendorf 
 
Für die Verlängerung der Schleuse Gundelsheim (rechte Kammer), den Bau einer Wendestelle 
und die Errichtung einer Fischaufstiegsanlage am rechten Ufer (Kraftwerk Gundelsheim) wurde ein 
Scopingverfahren nach § 5 UVPG durchgeführt. Die Unterrichtung über die voraussichtlich beizu-
bringenden Unterlagen erfolgte mit Schreiben der WSD Südwest vom 22. Oktober 2010. Zur Ein-
leitung des Anhörungsverfahrens liegt noch keine Terminplanung der Planfeststellungsbehörde 
vor. 
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Für die Verlängerung der Schleuse Aldingen (rechte Kammer) und den Bau einer Wendestelle 
wurde ein Scopingverfahren nach § 5 UVPG durchgeführt. Die Unterrichtung über die voraussicht-
lich beizubringenden Unterlagen erfolgte mit Schreiben der WSD Südwest vom 29. März 2011. Zur 
Einleitung des Anhörungsverfahrens liegt noch keine Terminplanung der Planfeststellungsbehörde 
vor. 
 
 
Bild 3:  Schleuse Aldingen Oberwasser 
 
Für den Bau einer Wendestelle in Kirchheim (Stauhaltung Lauffen) wurde ein Scopingverfahren 
nach § 5 UVPG durchgeführt. Die Unterrichtung über die voraussichtlich beizubringenden Unterla-
gen erfolgte mit Schreiben der WSD Südwest vom 29. März 2011. Zur Einleitung des Anhörungs-
verfahrens liegt noch keine Terminplanung der Planfeststellungsbehörde vor. 
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Durch die weitreichende rechtsgestaltende Wirkung einer Planfeststellung (§ 75 Abs. 1 VwVfG) ist 
es erforderlich, im Verfahren unter anderem alle von dem Vorhaben berührten öffentlich-
rechtlichen Belange zu erkennen und einzubeziehen. Im wasserwegerechtlichen Planfeststel-
lungsverfahren gilt eine spezielle Regelung für die Belange der Wasserwirtschaft und der Landes-
kultur in §§ 4, 14 Abs. 3 WaStrG, wonach insoweit das Einvernehmen mit den Ländern vorliegen 
muss.  
 
Des Weiteren ist nach § 12 Abs. 7 WaStrG ein umweltgerechter Ausbau der Bundeswasserstraße 
sicherzustellen. In einem ersten Schritt wurde im August 2007 die Rahmenuntersuchung zu Um-
weltauswirkungen des Vorhabens Verlängerung der Schleusen am Neckar für das 135 m-Schiff 
durch die Bundesanstalt für Gewässerkunde erstellt. Im Folgenden wurde im Juli 2011 der Bericht 
über „Voraussichtliche ökologische Auswirkungen aus der Fahrt des 135 m langen Schiffs auf 
Ufervegetation und aquatische Tiere des Neckars“ abgeschlossen. Beide Gutachten werden Ge-
genstand des nächsten Planfeststellungsverfahrens zur Verlängerung der Schleuse Kochendorf 
sein. 
 
Über die ökologischen Maßnahmen, die im Zusammenhang mit dem Ausbau des Neckars für das 
135 m lange Schiff stehen, wurde zwischen dem Land Baden-Württemberg und der Bundesrepu-
blik Deutschland am 8./20./26. August 2008 eine Verwaltungsvereinbarung geschlossen 
(http://www.wsv.de/wsd-sw/planfeststellung/ausbau_neckar/index.html). Diese Vereinbarung bein-
haltet im Wesentlichen, dass die mit dem Ausbau des Neckars verbundenen unvermeidbaren Ein-
griffe in Natur und Landschaft (§§ 14ff. BNatSchG) durch die Errichtung von sieben Fischauf-
stiegsanlagen ausgeglichen werden. Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sowie Kohä-
renzmaßnahmen nach den europäischen Naturschutzrichtlinien werden ausgeführt. 
 
Die Fischaufstiegsanlagen, die als Kompensationsmaßnahme errichtet werden, werden verfah-
rensrechtlich wie folgt behandelt: Die Fischaufstiegsanlage an der Staustufe Kochendorf ist Teil 
des Planfeststellungsverfahrens für die Schleusenverlängerung Kochendorf und die Sicherung des 
Seitenkanals Kochendorf. Die Fischaufstiegsanlage am Wehr Wieblingen wird in dem Planfeststel-
lungsverfahren zum Kolkverbau am Wehr Wieblingen behandelt. Hierzu findet zurzeit das Sco-
pingverfahren statt. Für die Fischaufstiegsanlage an der Staustufe Lauffen sind die verfahrens-
rechtlichen Fragen noch nicht geklärt. 
 
Mit der Errichtung der Fischaufstiegsanlagen werden zugleich prioritäre Maßnahmen ausgeführt, 
die der Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie dienen, um das gute ökologische Potenzial des 
Neckars zu erreichen. 
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